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Ö s t e r r e i c h (Seiten 120 – 133) 
 
12) Österreich: Kurz tritt als Kanzler zurück und flüchtet in parlamentarische  
      Immunität 
 
      Von Redaktion 
 
09. 10. 2021  

 

 
Wien – Bundeskanzler Sebastian Kurz trat heute nach den jüngsten Ermittlungen in der 
Causa Inseratenaffäre nicht unerwartet zurück. Nachfolger als Kanzler wird der bisherige 
Außenminister Alexander Schallenberg (ÖVP) auf Vorschlag von Kurz werden. Der Rücktritt 
hat jedoch einen durchaus strategischen Charakter, denn 

• sein Rücktritt „rettete“ die ÖVP-Grüne Koalition, denn der grüne Parteichef kündigte 
an, bei dem für Dienstag angekündigten Misstrauensantrag, falls Kurz noch Kanzler 
wäre, nicht mehr hinter ihm zu stehen und 

• Kurz bleibt weiter ÖVP-Parteiobmann, wird Abgeordneter und kommt somit in den 
Genuss der parlamentarischer Immunität, sobald er sein Nationalratsmandat 
angenommen hat und als Abgeordneter angelobt wird. Das heißt, dass sämtliche 
Ermittlungen gegen Kurz dann eingestellt werden müssen. Die Wirtschafts- und 
Korruptionsstaatsanwaltschaft (WKStA) kann vorerst nicht weiter ermitteln, 
geschweige denn Kurz anklagen. 

Opposition sieht Fortsetzung des „System Kurz“ 

Es liegt auf der Hand, dass die Oppositionsparteien den taktischen Schachzug des 
halbherzigen Rücktritts entsprechend „würdigen“. SPÖ und FPÖ reagierte naturgemäß 
skeptisch auf den Rückzug von Kurz aus dem Kanzleramt und seinen Wechsel als Klubchef. 

https://i0.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/10/Kurz-mit-Maske.png?fit=571%2C368&ssl=1
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FPÖ-Chef Herbert Kickl bringt es auf den Punkt: 

 

https://www.facebook.com/herbertkickl/photos/a.1989046974706936/30434532
79266295/?type=3  

Sebastian Kurz tritt die Flucht in die parlamentarische Immunität an. Kurz mag als 
Kanzler weg sein – aber das türkise System ist nach wie vor voll da. Das System 
Kurz wird weiter von ihm betrieben, nur aus einer anderen Position. 

Für SPÖ-Chefin Pamela Rendi-Wagner sei Kurz nun „Schattenkanzler“. Der Wechsel zeige 
für SPÖ-Bundesgeschäftsführer Christian Deutsch, dass die ÖVP „unverdrossen das 
‘System Kurz’ fortsetzen will”. Er schließt sich auch dem Standpunkt von FPÖ-Chef Herbert 
Kickl an, dass die Flucht in die parlamentarische Immunität die Aufklärung durch die Justiz 
verhindern soll. 

Auch NEOS-Chefin Beate Meinl-Reisinger sieht das so: Bei einer Pressekonferenz am 
Samstagabend zeigte sie sich unzufrieden mit dem Rückzug von Kurz in den ÖVP-
Parlamentsklub. Das sei “kein Neustart”, sagt sie und das “System Kurz” finde nahtlos seine 
Fortsetzung. In Anspielung auf seine Rücktrittsrede „ginge es Kurz nicht um die Menschen, 
sondern nur um sich selbst“. 

 

 

https://www.facebook.com/herbertkickl/photos/a.1989046974706936/3043453279266295/?type=3
https://www.facebook.com/herbertkickl/photos/a.1989046974706936/3043453279266295/?type=3
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Grünen-Chef Werner Kogler will und wird die Koalition mit der ÖVP fortsetzen. Es fragt sich 
nur, wie lange das noch gut gehen kann. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 
13) Österreich: Für Sebastian Kurz wird es jetzt eng  
 
07. 10. 2021  

 

Jetzt geht es Schlag auf Schlag. Für Bundeskanzler Sebastian Kurz wird´s eng. Ein 
Schachspieler würde sagen: ein Schach folgt auf das andere 
  

Zunächst der Vorwurf der Lüge vor dem Ibiza-Ausschuss, danach die fünfstündige 
Vernehmung bei der Staatsanwaltschaft am 3. September und nun das: 
Hausdurchsuchungen im Finanzministerium, in der ÖVP-Zentrale und im 
Bundeskanzleramt. Es sind vor allem die Chats, die eins zu eins von der Wirtschafts- und  

 

https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i2.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/10/Stenzel.png?fit=963%2C580&ssl=1


Seite 123 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 801 vom 12.10.2021 

Korruptionsstaatsanwaltschaft an die Öffentlichkeit gespielt wurden und die Grundlage der 
Ermittlungen oder Erhebungen gegen den Kanzler wegen des Verdachts der 
Bestechlichkeit und Bestechung bilden. 

Dass Kurz bei seiner Strategie bleibt, jedes Wissen, jede Mitwirkung an 
derartige  Machenschaften von sich weist und alles in die Verantwortung der Beamtenschaft 
des Finanzministeriums verweist, ist ebenfalls klar. 

Juristisch will und kann ich dieses zweite Ermittlungsverfahren gegen Kurz nicht bewerten. 
Aber selbst wenn der Verdacht nicht von der Hand zu weisen ist, dass sich ein Organ des 
Rechtsstaates hier politisch instrumentalisieren lässt oder bewusst aus Nähe zu Parteien, 
ob grün oder rot – politisch agiert, die politische Bedeutung dieses Vorgehens ist 
unumstritten. 

Dank Seilschaften an die Macht 

Kurz kommt aus der Defensive nicht mehr heraus. Denn die Chats, die hier zur Begründung 
der Hausdurchsuchungen, die den Kanzler derart in Bedrängnis bringen, genüsslich zitiert 
werden, zeigen das System Kurz, mit dem er sich mit Hilfe seiner Seilschaften an die Macht 
hievte und seinen Vorgänger, den glücklosen Reinhold Mitterlehner als Parteichef der ÖVP 
ausbootete. Und Kern- und Angelpunkt dieser Seilschaften war eben jener Thomas Schmid, 
der die Machtergreifung Kurz als Mitarbeiter in dessen Kabinett und als Sektionschef im 
Finanzministerium vorbereitete. Dass ihn Kurz nach vollbrachter Tat mit dem Posten des 
ÖBAG Chefs belohnte, ist gründlich schiefgelaufen. Schmid musste bekanntlich 
zurücktreten. 

Und nicht nur das: Kurz bleibt gar nichts anderes übrig, als jede Verantwortung auf die 
Beamten im Finanzministerium abzuwälzen. 

Manipulierte Umfragen und Scheinrechnungen 

Wie soll ein damals noch als Außenminister fungierender Sebastian Kurz denn Einfluss 
genommen haben oder gar manipulierte Meinungsumfragen in Auftrag gegeben haben, die 
dann von der „Mediengruppe Österreich“ veröffentlicht wurden und quasi den Niedergang 
und die Hoffnungslosigkeit der ÖVP nach außen hin dokumentierten, Kurz hingegen als der 
Retter der ÖVP aufgebaut wurde? Da müssen schon die Beamten selbst den Schädel 
hinhalten. 

Der Vorwurf ist schwerwiegend: 1,3 Millionen Euro – wohlgemerkt Steuergeld – als 
Inseratenzahlungen mit Scheinrechnungen beglichene Veröffentlichung von Kurz 
genehmen Umfragen in Österreich. Dass sich der Medienkonzern dagegen öffentlich zur 
Wehr setzt, zeigt, dass Feuer am Dach ist. Denn den Verdacht der Käuflichkeit hat der 
Medienkonzern umgehend von sich gewiesen. Dem wahlberechtigten Bürger dreht sich der 
Magen um. Putin wird schon gelenkte Demokratie vorgeworfen. Bei uns wird auch gelenk, 
geleaked und manipuliert. So geht  jedes Vertrauen verloren, in die Regierung und in den 
Rechtsstaat. 

„Kurz muss weg“ 

„Kurz muss weg“ ! In diesen Ruf stimmen alle Oppositionsparteien jetzt ein, von SPÖ über 
Neos bis zur FPÖ. Das ist aber schon das Einzige, was die Opposition eint. Wenn bereits 
der Kurier über mögliche Nachfolger für den Wunderkanzler und meiner Meinung nach  



Seite 124 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 801 vom 12.10.2021 

immer überschätzten Kurz spekuliert, heiß das etwas. Das ist ein Indiz, dass trotz des fast 
100%igen Votums für Kurz als Parteichef der ÖVP, die Stimmung wesentlicher Influencer 
in der ÖVP zu kippen droht. Kurz sollte sein Amt zumindest bis zur Klärung der  Vorwürfe 
sei  Amt ruhen  lassen. 

Zur Autorin: 
 
Ursula Stenzel war von 1972 bis 1995 ORF Auslandsredakteurin, vielen Zuschauern der 
Zeit im Bild als Moderatorin bekannt, von 1996 bis 2005 Abgeordnete zum Europaparlament 
und Leiterin der ÖVP Delegation, von 2005 bis 2015 Bezirksvorsteherin des ersten Bezirks 
in Wien, von 2015 bis 2020 Stadträtin für die FPÖ im Wiener Rathaus. Da sie nun 
unabhängig und parteiungebunden schreiben will, ist sie aus der Freiheitlichen Partei 
ausgetreten, der sie aber nach wie vor nahe steht. Stenzel schreibt regelmäßig auf ihren 
Blog ursula-stenzel.at. 
 
Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 
 

14) FPÖ-Chef Kickl im Interview mit Partnern der Europäischen  
      Medienkooperation 

 
02. 10. 2021  

 

Auf Initiative der Europäischen Medienkooperation beantwortete der 
Bundesparteivorsitzende der Freiheitlichen Partei Österreichs (FPÖ), Herbert Kickl, eine  

 

https://ursula-stenzel.at/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://unser-mitteleuropa.com/
https://i1.wp.com/unser-mitteleuropa.com/wp-content/uploads/2021/10/Kickl-eu-int8.png?fit=727%2C616&ssl=1
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Reihe von Fragen, die Journalisten europäischer unabhängiger Medien an ihn stellten. Das 
Interview erweckte weit über Österreich hinaus großes Interesse unter patriotischen Kräften. 

 El Correo de España (Spanien) 

Frage: Bundeskanzler Kurz hat sich auf die Seite Ungarns gestellt, das die Kontingente für 
afghanische Flüchtlinge ablehnt. Glauben Sie, dass die konservative österreichische 
Regierung diese Position beibehalten kann, wenn die Grünen ihre Verbündeten sind? 

Herbert Kickl: Vorweg ist festzuhalten, dass Österreich derzeit keine konservative 
Regierung hat. Während Bundeskanzler Sebastian Kurz in Österreich eine vermeintlich 
harte Linie in Bezug auf afghanische Zuwanderer verkündet, stimmt seine ÖVP im 
Europäischen Parlament unter anderem für die Neuansiedlung von afghanischen 
Flüchtlingen, die Einführung eines Verteilungsmechanismus, die Ausstellung humanitärer 
Visa, den Stopp aller Rückführungen und die Neubewertung aller negativen Asylbescheide. 
Dieses Abstimmungsverhalten entspricht auch der Pro-Zuwanderungs-Linie der Grünen 
und hier ist auch kein Unterschied zwischen der ÖVP und den Grünen bemerkbar. 

Frage: Was bringt eine solche Koalition für Österreich, und was halten Sie von der 
Klimahysterie in den Medien? 
 
Kickl: Diese Bundesregierung hat sich bislang bei allen wesentlichen Herausforderungen 
als handlungsunfähig erwiesen und das zeigt sich auch in den jüngsten Umfragen, wo die 
Regierungskoalition mittlerweile die Mehrheit in der Bevölkerung verloren hat. 
Die alarmistische Berichterstattung in den Medien zum Klimawandel lässt darauf schließen, 
dass nach der Corona-Hysterie als nächstes die Klima-Hysterie folgen wird. 

Frage: Ist die Kampagne der Regierung gegen den politischen Islam real oder nur eine 
Imagekampagne? Was will die FPÖ gegen die Islamisierung tun? 

Kickl: Genauso unglaubwürdig wie die Zuwanderungsdebatte ist auch die Diskussion rund 
um die Bekämpfung des politischen Islam. Die FPÖ hat mit ihrem damaligen Innenminister 
Herbert Kickl gezeigt, dass sich Islamismus nur dann effektiv bekämpfen lässt, wenn 
dagegen auch restriktive Maßnahmen gesetzt werden. So hat Herbert Kickl etwa zahlreiche 
Imame ausweisen lassen. Vom derzeitigen ÖVP-Innenminister Nehammer ist das nicht zu 
erwarten. Ganz im Gegenteil hat sein Ministerium im Vorfeld des Terroranschlages in Wien 
im November 2020 katastrophal versagt, weil dieses Attentat zu verhindern gewesen wäre. 

Frage: Die Umfragen zeigen, dass die FPÖ in der Wählergunst steigt. Glauben Sie, dass 
die FPÖ bei den nächsten Wahlen wieder eine Schlüsselrolle bei der Regierungsbildung 
einnehmen wird? 

Kickl: Durch die konsequente und unmissverständliche Haltung der FPÖ zu den Corona-
Maßnahmen der Bundesregierung und zu den völlig überzogenen Einschränkungen der 
Bürgerrechte ist es der FPÖ gelungen, ihre Zustimmungswerte wieder um die 20 Prozent 
zu stabilisieren. Wir werden unseren Weg beharrlich fortsetzen und unser Ziel ist es, 
mittelfristig wieder zu einer bestimmenden Kraft in Österreich zu werden. 

Die Fragen stellte Álvaro Peñas, El Correo de España (Spanien) 

Vokativ (Kroatien) 

 



Seite 126 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 801 vom 12.10.2021 

Frage: Die Freiheitliche Partei Österreichs führte in den späten 1990er Jahren die 
Kampagne gegen die Einführung des Euro an, während sie Anfang der 2010er Jahre den 
Vorschlag unterbreitete, in der EU eine nördliche und eine südliche Euro-Währung 
einzuführen. Welche Position vertritt die FPÖ heute zum Euro? 
 
Kickl: Durch die Corona-Krise ist die volkswirtschaftliche Debatte zum Euro zwar momentan 
ein wenig in den Hintergrund getreten – aber die hohe Verschuldung der Union genau 
wegen dieser Krise sowie die massive Überschuldung der einzelnen Mitgliedstaaten werden 
die Frage nach der Zukunft der Einheitswährung in Kürze wieder brandaktuell machen. Die 
Position zum Euro ist untrennbar mit der Frage unserer Position zur Europäischen Union 
verbunden. Und hier hat die jüngste Entwicklung einmal mehr gezeigt, dass die Union nicht 
in der Lage ist, Krisenmanagement zu betreiben. Die FPÖ tritt für die Zusammenarbeit 
souveräner europäischer Staaten ein, die gemeinsame Währungsunion sollte jedoch nur 
von jenen Staaten gestaltet werden, die vergleichbaren Volkswirtschaften angehören. 

Frage: Da Österreich Mitglied der Drei-Meere-Initiative ist, was ist die Position der FPÖ 
bezüglich der zukünftigen Richtung der Initiative und der Rolle Österreichs darin? Was 
halten Sie außerdem von den jüngsten Andeutungen aus Deutschland über eine mögliche 
deutsche Mitgliedschaft in der Initiative? 

Kickl: Jede Stärkung der mitteleuropäischen Zusammenarbeit im wirtschaftlichen Bereich 
ist sinnvoll und wünschenswert. Eine Einbindung der Bundesrepublik Deutschland wäre 
grundsätzlich wünschenswert. Angesichts der (außen-)politischen Ausrichtung in Berlin 
würde so eine Einbindung jedoch vor allem Unruhe bringen und gemeinsame Positionen, 
wie sie unter den derzeitigen Mitgliedern durchaus gefunden werden, massiv erschweren 
oder gar hintertreiben. 

Frage: Die FPÖ gehörte zu den wenigen europäischen Parteien im sogenannten national-
populistischen Lager, die sich mutig gegen die Korona-Diktatur aussprachen und 
konsequent gegen repressive epidemiologische Maßnahmen vorgingen. Was sind Ihrer 
Meinung nach die Gründe für die unterschiedliche Herangehensweise der verschiedenen 
europäischen national-populistischen Parteien an dieses Thema, und was wird das 
Ergebnis sein? 

Kickl: Es hat sich in den vergangenen Monaten gezeigt, dass jene Staaten, deren 
Präsidenten bzw. deren Kanzler als besondere „Musterschüler“ im europäischen Konzert 
wahrgenommen werden möchten, ganz besonders restriktiv gegen die eigene Bevölkerung 
vorzugehen bereit sind. Hier sind etwa die deutsche Kanzlerin Angela Merkel oder auch der 
österreichischen Bundeskanzler Sebastian Kurz zu nennen. Kurz etwas hat ohne mit der 
Wimper zu zucken auch Verfassungsbrüche in Kauf genommen und diese dann mit 
„juristischen Spitzfindigkeiten“ abgetan. 
Tatsächlich hat jede Regierung Interesse daran, möglichst genau über die Aktivitäten der 
einzelnen Bürger Bescheid zu wissen und Proteste auf der Straße hintanzuhalten. Dass es 
heute zur „neuen Normalität“ gehört, dass unbewaffnete und friedliche Pensionisten bei 
Demonstrationen niedergeknüppelt werden, zählt zu den Besonderheiten dieser „Corona-
Krise“, die sich mehr und mehr zu einer „Demokratie-Krise“ entwickelt. 

Die Fragen stellte Leo Marić, Vokativ (Kroatien) 

Breizh-Info (Frankreich) und Lionel Baland (Belgien) 

 



Seite 127 zum AGOMWBW-Rundbrief Nr. 801 vom 12.10.2021 

Frage: Der konservative Bundeskanzler Sebastian Kurz (ÖVP) führt eine Regierung mit 
seiner Partei und den Grünen, nachdem er zuvor eine Koalitionsregierung mit der 
patriotischen FPÖ geführt hat. 
Kurz verfolgt eine harte Einwanderungspolitik. Wie erklären Sie sich, dass die Grünen diese 
Position akzeptieren? Kann die FPÖ vor diesem Hintergrund noch wachsen, indem sie ihre 
Punktezahl erhöht? 
 
Kickl: Hier muss man vorweg widersprechen. Sebastian Kurz ist kein konservativer 
Politiker. Er vertritt vielmehr Beliebigkeitspositionen, die er je nach Lage anpasst. Im Jahr 
2014 hat er etwa „mehr Willkommenskultur“ für Österreich eingefordert. Als dann im Jahr 
2015 Millionen von Wirtschaftsmigranten und Asylforderern die Unionsgrenzen gestürmt 
haben, hat er erkannt, dass die Bevölkerung nicht sehr positiv auf diese Entwicklung 
reagiert, und hat eine vermeintlich zuwandererkritische Linie für sich entdeckt. Im Jahr 2020 
hatte die Republik Österreich unter dem vermeintlich konsequenten Bundeskanzler 
Sebastian Kurz die höchsten Zuwandererungs- und Asylzahlen in ganz Europa, bezogen 
auf die Bevölkerungszahl zu verzeichnen Auch in der jüngsten Debatte rund um die 
Aufnahme von afghanischen Asylwerbern spricht die Volkspartei mit gespaltener Zunge. 
Während Kurz mit verbaler Kraftmeierei die Aufnahme von afghanischen Asylwerbern 
ablehnt, stimmt seine ÖVP im europäischen Parlament unter anderem für die 
Neuansiedlung von afghanischen Flüchtlingen, die Einführung eines 
Verteilungsmechanismus, die Ausstellung humanitärer Visa, den Stopp aller Rückführungen 
und die Neubewertung aller negativen Asylbescheide. Dieses Abstimmungsverhalten 
entspricht auch der Pro-Zuwanderungs-Linie der Grünen und hier ist auch kein Unterschied 
zwischen der ÖVP und den Grünen bemerkbar. 

Frage: Die österreichischen Patrioten der FPÖ haben eines der österreichischen 
Bundesländer, das Burgenland, zusammen mit den Sozialdemokraten der SPÖ regiert. 
Können Sie sich eine solche FPÖ-SPÖ- oder SPÖ-FPÖ-Koalition auf nationaler Ebene 
vorstellen? Ist eine FPÖ-Grüne-Koalition auf allen Ebenen der Macht möglich? 

Kickl: Es gibt innerhalb der Sozialdemokraten durchaus konstruktive Kräfte, mit denen eine 
Zusammenarbeit funktioniert und auch in Zukunft funktionieren kann. Um jedoch so eine 
Koalition künftig überhaupt möglich zu machen, müsste sich die SPÖ dahingehend 
besinnen, dass Politik vorrangig für die eigene Bevölkerung zu machen ist und dass 
Österreich nicht Einwanderungsmagnet für die ganze Welt sein kann. In Dänemark etwa 
haben die Sozialdemokraten diese Lektion gelernt und sind auch sehr erfolgreich damit. 

Frage: Jörg Haider war einer der Führer Ihrer Partei und ist immer noch der bekannteste im 
Ausland. Trägt die FPÖ noch sein politisches Erbe? 

Kickl:Jörg Haider war zweifelsohne ein politisches Ausnahmetalent. Trotz aller 
Divergenzen, die sich im Jahr 2005 ereignet haben, hat es im Jahr 2008, kurz vor dem 
tragischen Ableben Haiders, eine Aussprache und Annäherung gegeben. Die FPÖ des 
Jahres 2021 trägt nach wie vor auch die DNA von Jörg Haider in sich. Auch wenn sich die 
politische Welt weiterentwickelt hat. 

Frage: Patriotismus und Nationalismus sind in den Visegrad-Ländern (Polen, Tschechische 
Republik, Slowakei, Ungarn), aber auch in Slowenien und Italien auf dem Vormarsch. Wie 
ist Ihr Verhältnis zu den Patrioten in diesen Ländern? Sind Sie für die Schaffung einer 
großen Fraktion im Europäischen Parlament, in der die patriotischen Parteien Europas 
vertreten sind? 
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Kickl: Die FPÖ tritt seit dem Jahr 2006 für eine konsequente Zusammenarbeit aller 
demokratischen und konstruktiven patriotischen Kräfte auf europäischer Ebene ein. Die 
Schaffung einer noch größeren patriotisch-freiheitlichen Fraktion im europäischen 
Parlament ist nicht nur wünschenswert, diese Zusammenarbeit wird schlussendlich über 
Fortbestand oder Untergang des Europas, wie wir es kennen, ursächlich entscheiden. Die 
Gründung eines großen europäischen Bündnisses mit 16 Parteien aus 15 Staaten Anfang 
Juli 2021 ist dafür eine hervorragende Basis. 

Frage: Wie sollte die österreichische Migrationspolitik angesichts der Afghanistan-Krise 
aussehen? Sollte Ihr Land Afghanen aufnehmen? Welche Lösungen befürworten Sie für die 
illegale Einwanderung? 

Kickl: Die Freiheitliche Partei verfolgt seit den frühen 1980er Jahren eine konsequente 
Politik, wenn es darum geht, illegale Zuwanderung und den Missbrauch des Asylsystems 
zu bekämpfen. Auch die jüngste Entwicklung in Afghanistan zeigt, dass es vermutlich klüger 
gewesen wäre, nicht europäische Soldaten zur Befriedung nach Afghanistan zu schicken, 
sondern konsequent jene jungen, kräftigen Männer, die in Europa in den vergangenen 20 
Jahren um Asyl angesucht haben, ordentlich auszubilden und für den Freiheitskampf in ihr 
angestammtes Land zurückzuschicken. Natürlich ist die nunmehrige Machtübernahme der 
Taliban nicht zu begrüßen, aber es wäre grundfalsch, jetzt die Tore Europas für alle 
ausreisewilligen Afghanen zu öffnen. Vielmehr muss eine innerkontinentale 
Fluchtalternative geschaffen werden, um den tatsächlich Verfolgten in der Region Schutz 
und Hilfe angedeihen zu lassen und diesen – sobald es möglich ist – die Rückkehr in ihre 
Heimat zu ermöglichen. 

Die Fragen stellten Yann Valerie, Breizh-Info (Frankreich) und Lionel Baland (Belgien) 

Centro Machiavelli (Italien) 

Frage: Wie ist der Stand der Beziehungen zur Lega von Matteo Salvini? In Italien wird in 
den Medien häufig über den Wunsch der Partei, sich mit der EVP zu verbinden, hinter den 
Kulissen berichtet. 

Kickl: Die Lega ist seit vielen Jahren eine befreundete Partei der FPÖ und wir haben Matteo 
Salvini als verlässlichen Partner kennen und schätzen gelernt. 

Die Frage stellte Daniele Scalea, Centro Machiavelli (Italien) 

Respublika (Litauen) 

Frage: Würde Österreich strenge Sanktionen gegen Weißrussland unterstützen, weil es die 
illegale Migration in die EU organisiert, das Minsker Regime vom internationalen 
Zahlungssystem SWIFT abschneidet und das gesamte weißrussische Staatsvermögen 
sowie die Gelder seiner Beamten und Oligarchen auf ausländischen Banken einfriert? Oder 
würde eine solche Politik der totalen Isolierung von Belarus Lukaschenko nur noch weiter in 
die Arme Moskaus treiben? 

Kickl: Die FPÖ hat schmerzlich am eigenen Leib erfahren, wie es ist, wenn sich andere 
Staaten in interne Angelegenheiten einmischen, und daher werden wir diesen Fehler nicht 
machen. Tatsächlich verurteilen wir die Einschränkung der Bürgerrechte und der  
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Medienfreiheit in Weißrussland sehr. Wenn belastbare Beweise für die Behauptung im 
Raume stehen, dass das Minsker Regime illegale Einwanderung in die EU organisiert, dann 
muss das selbstverständlich Konsequenzen haben. 

Frage: Nach dem amerikanischen Fiasko in Afghanistan ist die Invasion afghanischer 
„Flüchtlinge“ in Europa in vollem Gange, und die Amerikaner selbst geben bereits Milliarden 
von Dollar für die „Integration“ der dorthin abgeschobenen Afghanen aus. Wie steht 
Österreich dazu: Muss auch Europa Geld für die Integration von Menschen aus einer 
fremden Kultur verschwenden? 

Kickl: Die FPÖ spricht sich konsequent gegen den Import von afghanischen Flüchtlingen 
nach Europa aus, da die Integration von Menschen aus archaischen Kulturen ins Abendland 
massive Probleme mit sich bringt. Wesentlich sinnvoller erscheint uns die Schaffung einer 
innerkontinentalen Fluchtalternative in der unmittelbaren Nähe zu Afghanistan, damit die 
Rückkehr der Asylwerber in ihr eigentliches Heimatland so schnell wie möglich 
vonstattengehen kann. 

Frage: Warum ist es Europa in den letzten 50 Jahren nicht gelungen, die muslimische 
Diaspora zu integrieren, und warum schaffen sie weiterhin geschlossene Ghettos in den 
EU-Ländern, in denen die nationalen Gesetze de facto ungültig sind, die „Scharia“ aber 
vollkommen gültig ist? 
 
Kickl: Diese Fragestellung geht von der Voraussetzung aus, dass der Islam in Europa 
integrierbar ist. Wesentliche Wissenschaftler wie etwa Bassam Tibi oder Hamed Abdel-
Samad sehen hier prinzipielle Probleme und die Erfahrungen aus den europäischen 
Ballungszentren zeigen uns, dass unsere abendländische Kultur Zuwanderung aus 
islamischen Ländern nur in homöopathischen Dosen verträgt. Daher werden wir die 
Probleme mit islamischen Gegenkulturen auch mit weiteren Integrationsbestrebungen nicht 
in den Griff bekommen. 

Frage: Würde Österreich einen strengen Schutz der EU-Außengrenzen und den Bau von 
unüberwindbaren Barrieren für illegale Migranten unterstützen? 

Kickl: Das offizielle Österreich des Jahres 2021 mit Bundeskanzler Sebastian Kurz und 
seinem Grünen Vizekanzler würde solche Maßnahmen nicht unterstützen. Die FPÖ fordert 
sowohl bauliche Maßnahmen als auch die Bereitschaft, die Grenzen nachhaltig zu schützen. 
Als Innenminister habe ich etwa eine eigene Grenzschutztruppe installiert, deren Aufgabe 
es gewesen ist, sich nur mit diesem Schutz zu befassen. Eine der ersten Maßnahmen in 
der neuen Bundesregierung von Sebastian Kurz war es, diese Grenzschutztruppe 
aufzulösen. 

Die Frage stellte Algis Klimaitis, Respublika (Litauen) 

Magyar Hírlap (Ungarn) 

Frage: Welche Art der Zusammenarbeit schlagen Sie zwischen Ungarn und Österreich bei 
der Bewältigung der illegalen Migration vor, wie sehen Sie die ungarische Migrationspolitik?  

Kickl: Die FPÖ hat die Zusammenarbeit zwischen Österreich und Ungarn – gerade im 
Bereich der Migration – immer sehr forciert und steht der migrationskritischen Politik von 
Ministerpräsident Orbán sehr positiv gegenüber. Es wäre etwa sinnvoll, wenn es  
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gemeinsame Überwachungen – mit österreichischen und ungarischen Sicherheitsbeamten 
– an den EU-Außengrenzen gäbe, damit Ungarn diese finanzielle Last nicht alleine tragen 
muss. 

Frage: Welche Auswirkungen könnte Merkels Abgang auf die österreichische und 
europäische Politik haben? 

Kickl: Angesichts jener Personen, die sich bei der deutschen Bundestagswahl Hoffnungen 
machen, Angela Merkel nachzufolgen, ist unsere Erwartungshaltung eher gering, dass es 
zu einer merkbaren Verbesserung der deutschen Politik kommen könnte. 

Die Frage stellte Mariann Őry, Magyar Hírlap (Ungarn) 

Democracija (Slowenien) 

Frage: Ihre Partei befürwortet die Einführung eines „harten nördlichen“ und eines „weichen 
südlichen“ Euro. Wie wollen Sie dies tun (Kriterien, Parität…), werden zwei Zentralbanken 
benötigt, was bedeutet dies für die Stabilität der Union? 

Kickl: Angesichts der aktuellen Corona-Krise hat die Verschuldung der europäischen 
Staaten massiv zugenommen. Die ursprünglich als unumstößlich geltenden 
Konvergenzkriterien sind das Papier nicht mehr wert, auf dem sie geschrieben sind. Kaum 
ein Staat erfüllt die Auflagen bezüglich Defizit, Schuldenstand und Inflationsrate. Seit 
Monaten wird hinter den Kulissen die Debatte um die immer stärkere Einschränkung des 
Bargeldes und die Einführung eines digitalen Euros geführt. All diese Entwicklung führen 
darauf hinaus, dass die Nettozahler einmal mehr die Schulden der Nettoempfänger-Staaten 
übernehmen sollen. Diese Rechnung kann nicht aufgehen, zumal bereits nach der Euro-
Krise 2008/2009 die Nordstaaten die Schulden der Südstaaten übertragen bekommen 
haben. Wir treten daher dafür ein, dass eine Währungsunion nur solche Staaten umfassen 
soll, die vergleichbare Volkswirtschaften haben und daher auch gemeinsam wirtschaften 
können. 

Frage: Wie sollte die Union Ihrer Meinung nach auf die neue Migrationswelle reagieren, mit 
der wir konfrontiert zu sein scheinen? 

Kickl: Die FPÖ tritt seit Jahren konsequent dafür ein, dass es in Europa endlich zu einem 
Einwanderungsstopp kommt. Neben dem politischen Bekenntnis ist es dazu auch 
notwendig, den Mitgliedstaaten jene Instrumente in die Hand zu geben, die notwendig sind, 
einerseits die Grenzen zu schützen und andererseits jene illegalen Zuwanderer, die jetzt 
schon hier sind, außer Landes zu schaffen. 
Tatsächlich hat sich die Union seit Jahren gerade im Mittelmeer absolut lächerlich gemacht, 
da sie als Shuttledienst für Bootsflüchtlinge die Zuwanderung noch zusätzlich forciert hat. 

Frage: Wie stehen Sie zu den Zensurversuchen (insbesondere im Internet), die die 
globalistischen Eliten im Bunde mit der Brüsseler Eurokratie durchzusetzen versuchen? 

Kickl: Das Internet könnte die demokratische Kultur massiv bereichern, wenn nicht 
permanent von autoritär angehauchten Regimen mittels Zensurverfahren die freie 
Meinungsäußerung massiv verfolgt würde. Daher lehnen wir alle Versuche der 
Einflussnahme, der Zensur und auch des Drucks auf die einzelnen Nutzer auf den diversen 
Plattformen ab. Die großen digitalen Plattformen vollziehen diese 
Einschüchterungswünsche der Regierungen nur zu gerne, da deren Steuerprivilegien auch  
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von ihrer Zusammenarbeit mit den einzelnen Regierungen und dem Rat der Europäischen 
Union abhängen. Daher ergibt sich eine unheilige Allianz zwischen den Tech-Giganten und 
der Union. 

Die Fragen stellte Bogdan Sajovic, Democracija (Slowenien) 

Wochenmagazin ZurZeit (Österreich) 

Frage: Wie wichtig ist Ihnen aus österreichischer und freiheitlicher Sicht eine 
Zusammenarbeit mit gleichgesinnten Kräften in anderen europäischen Ländern? 

Kickl: Die FPÖ tritt seit dem Jahr 2006 massiv für eine Zusammenarbeit mit den 
europäischen Rechtsparteien ein. Wem die Zukunft Europas am Herzen liegt, der muss 
danach trachten, dass die patriotisch-freiheitlichen Kräfte an einem Strang ziehen. Nationale 
Eigenbrötelei ist hier fehl am Platz, da die Herausforderungen mannigfaltig sind und viele 
davon nur in einem europäischen Gleichklang zu lösen sein werden. 

Frage: Wo sehen Sie die Stärken der FPÖ in Europa, was können die Freiheitlichen zu 
einem besseres Europa abseits des Zentralismus beitragen? 

Kickl: Die Freiheitliche Partei hat – im Gegensatz zu vielen Neugründungen – eine lange 
Tradition im Parteienspektrum und daher auch innerhalb der europäischen Rechten eine 
große Akzeptanz. Durch die geopolitische Lage der Alpenrepublik kommt Österreich eine 
wesentlich wichtigere Rolle zu, als dies auf Grund der Einwohnerstärke der Fall wäre. Durch 
die föderalistische Struktur der Republik Österreich kommt diesem Aspekt in der politischen 
Debatte in Österreich eine große Bedeutung zu. Und mehr Föderalismus täte auch der 
Union sehr gut. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

 

15) Österreich: 50 % der Gefängnisinsassen sind Ausländer, obwohl sie 17 %   

      der Bevölkerung ausmachen 

 
02. 10. 2021  

Bildquelle: pixabay.com 
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Die Situation in den österreichischen Gefängnissen ist nicht nur in der Wiener Justizanstalt 
Josefstadt äußerst prekär. Am 1. September 2021 befanden sich insgesamt 8486 
Gefangene in den Justizanstalten vom Bodensee bis zum Neusiedlersee. 
  

Besonders auffällig ist, dass genau die Hälfte der Insassen keine Österreicher sind, obwohl 
nur etwa 17 % der österreichischen Bevölkerung eine ausländische Staatsbürgerschaft 
haben. Die am stärksten vertretenen Gruppen kommen aus Rumänien, den 
Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien, Ungarn, Nigeria und der Türkei. 

Ein weiteres Problem ist, dass auch die Belegungszahlen der Gefängnisse in der 
österreichischen Hauptstadt eine klare Sprache sprechen. So liegt die Auslastung der 
Justizanstalt Josefstadt bei 115,89 %, also fast 16 % mehr Häftlinge als untergebracht 
werden können. 

Quelle: LesObs / Korne 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER 
 

16) „Stalingraz“: Österreichs zweitgrößte Stadt wird künftig von Kommunisten  
      regiert 
 
27. 09. 2021  
  

Haeferl/Wikimedia (CC BY-SA 3.0)  

In Österreichs zweitgrößter Stadt, Graz (knapp 300.000 Einwohner), gab es am 
Wahlsonntag ein politisches Erdbeben. Denn die Gemeinderatswahlen in der 
Landeshauptstadt der Steiermark gewannen die traditionell starken Kommunisten mit ihrer  

https://lesobservateurs.ch/2021/10/01/autriche-au-1er-septembre-2021-50-des-detenus-dans-les-prisons-sont-etrangers-alors-quils-representent-17-de-la-population/
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Partei KPÖ (Kommunistische Partei Österreichs). Die regierende ÖVP wurde mit herben 
Verlusten auf den zweiten Platz verwiesen und muss nun das Bürgermeisteramt an die 59-
jährige Kommunistin Elke Kahr abtreten. Die KPÖ kam fast auf 29 Prozent der Stimmen. 
Graz droht links-linke Koalition 

Nun droht der Stadt eine ultralinke Koalition aus KPÖ, SPÖ und den Grünen (die ebenso 
stark zulegten), das signalisierten die Kommunisten bereits. Bisher regierte die ÖVP 
gemeinsam mit der FPÖ in einer Koalition. Letztere musste ebenfalls Verluste einstecken, 
mit Minus 5 Prozent jedoch weit weniger als die ÖVP. 

Das Wahlprogramm der Kommunisten setzt seit Jahren auf leistbares Wohnen als 
Aufhänger nach Außen (neben der unbegrenzten Aufnahme illegaler Migranten, siehe 
Beitragsbild einer Pro-Flüchtlingsdemo). Zudem spenden die Mandatare der Partei 2/3 ihres 
Gehaltes an Bedürfte und das schon seit dem Jahr 1998. Das dürfte den meisten Grazern 
genügt haben, um ihre Stimme nun einer kommunistischen Partei zu geben, deren Historie 
– ganz abgesehen vom Gedankengut – in Österreich mehr als umstritten ist. 

Kommunisten in Steiermark seit Jahrzehnten stark 

Die Kommunisten in Österreich blicken auf eine lange und fragwürdige Vergangenheit 
zurück. In der Ersten Republik plante man noch eine bewaffnete und blutige Revolution in 
Österreich nach dem Vorbild der Bolschewiken in Russland und der Münchner Räterepublik, 
da man den Zwergstaat als überlebensunfähig ansah (auch ein Anschluss an Deutschland 
wurde gemeinsam mit den Sozialisten kurz befürwortet). Ausgangspunkt der Planungen 
damals vor allem die Steiermark, als traditionell stark von Arbeitern geprägtes Bundesland. 
Die Umsturzversuche, die Unterstützung von bewaffneten Arbeiteraufständen und eine 
antizipierte Angliederung an die Sowjetunion konnten letztlich verhindert werden, vor allem 
durch den heute vielfach gescholtenen Bundeskanzler des damaligen Ständestaates, 
Engelbert Dollfuß. 

Auf Druck der Sowjetunion wurden die Kommunisten in Form der KPÖ jedoch nach dem 
zweiten Weltkrieg ein erzwungenermaßen fester Bestandteil der politischen Landschaft 
Österreichs. Und nicht nur das: sie verfügen seit dem über eines der größten Geldvermögen 
aller Parteien im Land. Nun scheinen sie, zumindest in Graz, am Ziel ihrer Bestrebungen. 
Wer weiß, wohin die Reise der Austro-Kommunisten noch geht, wenn es in anderen 
Bundesländern und bundesweit Wahlen zu schlagen gilt. 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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S c h w e i z  (Seiten 134 – 136) 
 
17) Die Schweiz in der globalistischen Agenda des Great Reset 
 

       Von Zoran Gajic 
   
06. 10. 2021  

Bildquelle: MPI 

Die Gesetze vom 13. Juni waren keine große Überraschung: Das Gesetz über den 
Lebensunterhalt wurde angenommen; in der Folge wurde wie bei den europäischen 
Nachbarn ein Gesundheitspass eingeführt, und die Schweizer Gesellschaft ist nun in zwei 
Kategorien von Bürgern aufgeteilt. Das Gesetz zur Bekämpfung der terroristischen 
Bedrohung wurde verabschiedet, was zur Folge hat, dass Gegner des gegenwärtigen 
Totalitarismus ohne besonderen Grund verhaftet werden können; außerdem zeichnet sich 
derzeit ein Skandal um den Gesundheitsminister (seit März 2020 der einflussreichste Mann 
des Landes) ab. Alain Berset hatte ein Kind aus einer außerehelichen Beziehung und soll 
die Eliteeinheit zur Terrorismusbekämpfung eingesetzt haben, um die Mutter unter Druck zu 
setzen. Die Korruption von Ministern ist in unseren modernen Gesellschaften nicht neu, aber 
sie ist dafür bekannt, dass sie vornehmer ist. Diese Affäre zeigt uns, in welcher Form die 
neuen Anti-Terror-Gesetze tatsächlich eingesetzt werden können, vor allem aber, dass alle 
Marionetten in den Schlüsselpositionen dieser Pseudokrise über eine erpresserische Macht 
verfügen, die auf ihnen lastet und es ihnen daher nicht erlaubt, unabhängige 
Entscheidungen zu treffen. Die einzige kleine Überraschung bei diesen Abstimmungen ist, 
dass das Klimagesetz abgelehnt wurde, aber machen wir uns keine Hoffnungen und 
bereiten wir uns darauf vor, vom schmelzenden Eis und dem armen sterbenden Eisbären 
zu hören. Wenn in unseren modernen Demokratien die Bürger gegen die von unseren Eliten 
gewünschte Richtung der Geschichte stimmen, werden sie gezwungen, erneut zur Wahl zu 
gehen, bis sie verstehen, wo sie ankreuzen sollen. 

Am 26. September fand eine neue Abstimmung statt: Homosexuelle Paare haben nun das 
Recht, zu heiraten und eine Familie zu gründen. Mit der Zustimmung einer großen Mehrheit  
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der Bevölkerung reiht sich die kleine Schweiz in die zerstörerische Ideologie des 21. 
Jahrhunderts ein. 

Nein, das schweizerische System der direkten Demokratie hat die Bevölkerung nicht vor 
dem totalitären Ansturm bewahrt. Es ist festzustellen, dass eine große Mehrheit der 
Bevölkerung passiv ist und sich zunehmend verweigert. Die Mehrheit der Schweizer 
Bevölkerung lebt seit vielen Jahrzehnten in Materialismus, Bequemlichkeit und 
abgeschnitten vom Heiligen und war leichte Beute für die Neue Weltordnung. Erinnern wir 
uns an diese Worte aus der Bibel: „Niemand kann zwei Herren dienen, denn entweder wird 
er den ersten hassen und den zweiten lieben, oder er wird an dem ersten hängen und den 
zweiten verachten. Man kann nicht Gott und dem Geld dienen. Die Schweizer Bürger haben 
es nicht geschafft, der Falle der selbstgerechten Gesellschaft zu entkommen, die 
normalerweise für ihre melkenden Kühe und ihr stoisches Auftreten bekannt ist, es sind die 
Schafe, die sich selbst darstellen, indem sie in den Abgrund gehen. 

Um unseren Artikel mit einer hoffnungsvollen Note zu beenden, sollten wir nicht vergessen, 
dass alle Dinge zum Wohl derer beitragen, die Gott lieben. Die westlichen Gesellschaften 
(deren Zerstörung offenbar durch den Great Reset programmiert wurde) waren schon vor 
der „Plandemie“ am Ende des Weges (Abwesenheit des Glaubens, Zerstörung aller Werte 
und der Kapitalismus in seiner Endphase): ist dies nicht die ideale Gelegenheit, eine 
Gesellschaft auf neuen Säulen aufzubauen? Der Staatsstreich unter den falschen Bannern 
der globalistischen Techno-Finanz kann nicht ewig dauern, denn wie Abraham Lincoln 
sagte: „Man kann einen Teil des Volkes die ganze Zeit täuschen und das ganze Volk die 
ganze Zeit, aber man kann nicht das ganze Volk die ganze Zeit täuschen. Dieser Irrsinn 
wird enden wie andere vor ihm; die eigentliche Frage ist, was danach kommt. 

An einem anderen Ort und in einer anderen dunklen Zeit antwortete Starets Thaddeus 
(großer orthodoxer Spiritualist) auf die Frage eines Journalisten, was er von der Regierung 
seiner Zeit (dem jugoslawischen Kommunismus) halte, dass die Regierung nach unserem 
Bilde sei. Es geht also darum, uns selbst zu ändern, und der Rest wird sich ergeben. 

Quelle: MPI 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  

 

18) Schweiz: SVP fordert eine grundlegende Neudefinition des Asylbegriffs 
 
21. 09. 2021  
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Schweiz – Angesichts der drohenden Einwanderungswelle aus Afghanistan hat die SVP-
Fraktion eine Dringlichkeitsdebatte über Asyl und Zuwanderung in der laufenden 
Herbstsession gefordert. Zur Vorbereitung dieser Debatte, die nächste Woche stattfinden 
wird, hat die (Schweizerische Volkspartei) SVP zwei dringliche Interpellationen eingereicht. 
Sie will insbesondere wissen, ob der Bundesrat bereit ist, das Schweizer Asylgesetz so zu 
ändern, dass es sich ausschliesslich auf Krisen in Nachbarländern konzentriert. 
  
Die durch die Personenfreizügigkeit und das Asylwesen ausgelöste massive Zuwanderung 
geht ungebremst weiter. Besonders schockierend ist, dass das Schweizer Recht allgemeine 
und gruppierte Zulassungen vorsieht. Ablehnende Bescheide bedeuten nicht zwangsläufig, 
dass abgelehnte Asylbewerber die Schweiz verlassen müssen. Angesichts der 
bevorstehenden Welle von afghanischen Asylbewerbern fordert die SVP in der aktuellen 
Debatte Antworten auf Fragen zu Asyl und Zuwanderung. Zu diesem Zweck hat sie zwei 
Interpellationen eingereicht: 21.4002 „Paradigmenwechsel in der Asylpolitik aufgrund der 
bevorstehenden Migrationswelle aus Afghanistan“ und 21.4005 „Welche Massnahmen 
ergreift der Bundesrat zur Umsetzung von Artikel 121a der Bundesverfassung? 
  

Artikel 121a der Bundesverfassung legt fest, dass die Schweiz die Zuwanderung von 
Ausländern selbständig steuert. Dieser Artikel, der seit der Annahme der 
Masseneinwanderungsinitiative in der Verfassung verankert ist, ist bis heute nicht 
umgesetzt worden. Mit der Interpellation 21.4002 schlägt die SVP-Fraktion unter anderem 
vor, das geltende allgemeine Asylgesetz durch ein neues Gesetz für Krisensituationen in 
Nachbarländern zu ersetzen. 

Quelle: SVP/UDC 

Aus: UNSER MITTELEUROPA. MIT VEREINTEN KRÄFTEN FÜR EIN EUROPA DER 
VATERLÄNDER  
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